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Ladenschlußgesetz doch nicht antiquiert?
Eine Leserzuschrift
Un ter d e r  Überschrift „Überholtes Ladenschlußge- 

setz" brachte der WIRTSCHAFTSDIENST in Heft 
12/1965, S. 625 ff. eine Stellungnahme zur Frage des 
Ladensciilusses, in der im wesentlichen folgende Fest­
s te llungen  getroffen bzw. Fragen erhoben werden:

1. Die Verbraucherverbände verlangen nach längeren 
Ladenöffnungszeiten, um vor allem dem berufstätigen 
V erbraucher den Einkauf zu erleichtern.

2. Die Industrie sieht in den beschränkten Verkaufs­
zeiten  des Einzelhandels ein „Handikap" für den Ab­
satz ih rer Massenproduktion.

3. Die W arenhäuser sind an einer Beibehaltung des 
LadenschluJJgesetzes interessiert, weil sie durch die 
V ielseitigkeit ihres W arensortiments davon nur pro­
fitieren.

4. Ist es tatsächlich notwendig, daß dem Arbeitnehmer 
im Einzelhandel ein besonderer Schutz durch den Ge­
setzgeber gewährt werden muß?

5. W arum  ist es im Einzelhandel nicht möglich, in 
m ehreren Schichten zu arbeiten?

6. Können nicht längere Öffnungszeiten am Abend 
und am Samstagnachmittag durch spätere Öffnungs­
zeiten  am Morgen oder durch frühen oder gänzlichen 
Ladenschluß an einem umsatzschwachen W erktag 
einen annehmbaren Ausgleich finden?

7. W arum  muß in der Bundesrepublik an der gesetz­
lichen Regelung festgehalten werden, wenn gleich­
zeitig  in England und Schweden eine Liberalisierung 
d er Ladenschlußzeiten angestrebt wird?

8. Das Ladenschlußgesetz fördert eher die Ungleich­
heit denn die Gleichheit der Chancen im W ettbewerb.

9. Eine Liberalisierung der Ladenschlußregelung kann 
nu r als eine mittelstandsfreundliche Maßnahme ange­
sehen  werden.

10. Die Initiatoren von Einkaufszentren verlangen eine 
Revision des Ladenschlußgesetzes, da der Erfolg der­
a rtig e r Einrichtungen durch die gesetzliche Regelung 
der Verkaufszeiten in Frage gestellt ist.

11. Die dem Büro- und Fabrikschluß folgenden 2 Stun­
den zwischen 17 und 19 Uhr zerstören weitgehend die 
Möglichkeit eines sowohl Preise als auch Q ualität ver­
gleichenden Einkaufs w ährend der vom Gesetzgeber 
gestatteten  Abendstunden bis 18.30 Uhr. Von diesem 
Zeitdruck sind 26 Mill. Erwerbstätige betroffen.

Zu diesen Aussagen möchten w ir nachfolgend im ein­
zelnen Stellung nehmen:
Z u l:  Die Arbeitsgemeinschaft der Verbraucherverbände 
ste llt eine Dachorganisation von in der Zielsetzung

völlig differierenden Verbänden dar. Ihrer Aufgabe, 
Verbraucherinteressen für alle M itglieder einheitlich 
zu vertreten, kann sie nur durch die Herausstellung 
zum Teil überspitzter Forderungen gerecht werden. 
Die Frage, ob die Meinung der AGV repräsentativ ist, 
muß allein schon wegen ihrer Zusammensetzung ver­
neint werden.

Zu 2: W enn der Bundesverband der deutschen Industrie 
behauptet, daß das Ladenschlußgesetz den Absatz ihrer 
M assenproduktion einschränke, so steht diese Behaup­
tung einerseits im Gegensatz zu der Tatsache, daß der 
Umsatz im Einzelhandel in jedem Jahr im Zunehmen 
begriffen ist, und andererseits bedeuten längere Laden­
öffnungszeiten nicht, daß der Konsument von seiner 
Kaufkraft ein „Mehr" für den Einzelhandel abzweigen 
wird.

Zu 3: Die W arenhäuser wie auch die Mittel- und Klein­
betriebe sind an einer Beibehaltung des Ladenschlusses 
deshalb interessiert, weil die Fluktuation im Einzel­
handel ein Ausmaß erreicht hat, w ie sie in keinem 
anderen W irtschaftszweig zu verzeichnen ist. Aus einer 
Arbeitsmarktuntersuchung der HdE ist zu entnehmen, 
daß die Kündigungen zum überwiegenden Teil wegen 
der Arbeitszeit, vor allem am Samstag, erfolgen.

Im übrigen beträgt der Anteil der W arenhausunter­
nehmen am Gesamtumsatz des Einzelhandels für das 
Jahr 1962 nur 8,5 “/o.

Zu 4: Von den rd. 2,1 Mill. Beschäftigten im Einzelhan­
del entfallen ca. 1,3 Mill. auf Angestellte, A rbeiter und 
Lehrlinge. Der überwiegende Teil dieser Arbeitneh­
mer ist in Mittel- und Kleinbetrieben beschäftigt, 
deren Vielzahl es nicht erlaubt, für die Einhaltung 
der tariflich festgesetzten Arbeitszeit bei Abschaffung 
des Ladenschlußgesetzes zu sorgen. Es gibt bis zum 
heutigen Tage bei den Gewerbeaufsichtsämtern keine 
besondere Handelsaufsicht, und auch die Gewerkschaf­
ten wären nicht in der Lage, eine solche dann not­
wendige Aufsicht durchzuführen. Der werktägige La­
denschluß wurde in Deutschland deshalb bereits im 
Jahre 1900 durch Einführung des § 139 e in Titel VIII 
der Gewerbeordnung gesetzlich geregelt. 1919 erfolgte 
eine Verbesserung dieser Bestimmungen zugunsten 
der Arbeitnehmer. Eine Zusammenfassung der in ein­
zelnen Gesetzen verstreuten Arbeitszeitbestimmungen 
w urde im Jahre 1934 vorgenommen, und schließlich 
erfolgte eine Übernahme der Vorschriften über den 
werktätigen Ladenschluß in die neue Arbeitszeitord­
nung und von dort in den § 22 der Arbeitszeitord­
nung von 1938. Da im übrigen im Einzelhandel über 
70 “/o weibliche Arbeitnehmer beschäftigt sind, muß 
die Ladenöffnungszeit auch aus rein psychischen Grün­
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den begrenzt werden. Das Ladenschlußgesetz ist und 
bleibt ein soziales Schutzgesetz für die Arbeitnehmer 
im Einzelhandel, denn ihre Arbeitszeit ist nicht iden­
tisch mit der Geschäftszeit, so wie es in den Verwal­
tungen und vielen anderen Dienstleistungsbetrieben 
üblich ist.

Zu 5: Schon jetzt wird in den Großbetrieben des Einzel­
handels in Schichten gearbeitet, um den Angestellten 
ein oder zwei freie Tage im Monat, manchmal sogar 
auch jetzt pro Woche einen freien Tag, zu gewähren. 
Die Durchführung dieser Schichtarbeit ist nur durch 
Einsatz von Teilzeitbeschäftigten möglich, deren Anteil 
in  den großen W arenhäusern oft bis zu 50 “/o beträgt. 
Mittel- und Kleinbetriebe sind von der Struktur und 
den Kosten her nicht in der Lage, in Schichten zu 
arbeiten.

Zu 6: Ein Ausgleich für verlängerte Verkaufszeiten am 
Abend und am Sonnabendnachmittag durch spätere 
Öffnungszeiten am Morgen ist für die Beschäftigten 
im Einzelhandel uninteressant. Da es sich, wie bereits 
erwähnt, größtenteils um Frauen handelt, haben diese 
den durchaus verständlichen und aus familienpoliti­
schen Gesichtspunkten auch zu vertretenden Wunsch, 
am Abend und vor allem am Samstag mit ihren Fami­
lienangehörigen zusammen zu sein. In keinem anderen 
W irtschaftszweig der Bundesrepublik sind so viele 
Frauen beschäftigt wie im Einzelhandel, und diesen 
Beschäftigten geht es nicht um die Länge der Laden­
öffnungszeiten, sondern um die Lage der Verkaufs­
zeiten. Eine Verlängerung der Verkaufszeiten am 
Abend oder an den Samstagen würde unweigerlich 
eine Kündigungswelle auslösen, die für den Einzel­
handel eine Katastrophe bedeuten kann.

Zu 7; W enn in England und Schweden eine liberalere 
Handhabung der Ladenöffnungszeiten angestrebt wird, 
so können wir dem entgegenhalten, daß in Österreich 
im letzten Jah r eine Änderung des Ladenschlußgeset­
zes erfolgt ist, wonach z. B. in W ien und Salzburg an 
k e i n e m  Samstagnachmittag die Einzelhandelsge­
schäfte ihre Türen geöffnet halten dürfen. W eiter 
wurde z. B. von dem Gemeinderat in Zürich ein Abend­
verkauf abgelehnt, und auch in Schweden ist die be­
antragte gesetzliche Änderung noch nicht rechtskräf­
tig geworden. Im übrigen bestehen auch in anderen 
europäischen Ländern Regelungen des Ladenschlusses.

Zu 8: Diese Behauptung trifft nicht zu, denn bei den rd, 
600 000 A rbeitsstätten des Einzelhandels (1961) würde 
in rd, 575 000 Arbeitsstätten, die bis zu 9 Beschäftigte 
einschl. Inhaber und mithelfende Familienangehörige 
haben, die H auptarbeitslast bei den Inhabern liegen, 
die im Durchschnitt bereits je tzt auf eine 60stündige 
wöchentliche Arbeitszeit kommen.

Zu 9: Das Gegenteil ist der Fall. Die große Zahl der 
Klein- und M ittelbetriebe des Einzelhandels ist erst auf 
dem Wege, sich den neueren organisatorischen Rege­
lungen der Arbeitszeit anzupassen, die aus mancherlei 
Gründen den Großbetrieben nun einmal leichter fällt.

W ürde man diesen Betrieben noch w eitere Schwierig­
keiten durch Ausweitung der Öffnungszeiten vor allem 
in den Abendstunden zumuten, dürfte sich insgesamt 
im Einzelhandel eine Situation entwickeln, deren  inner­
politische Auswirkungen auf die Bewertung unseres 
wirtschaftspolitischen Systems nicht übersehen werden 
können. Das beweist auch die Tatsache, daß der Ein­
zelhandel selbst — und hier sind es vor allem auch 
die Mittel- und Kleinbetriebe, die sich gegen eine 
Änderung des Ladenschlußgesetzes wehren, weil sie 
nicht in der Lage sind, den daim geforderten Ansprü­
chen Rechnung zu tragen.

Zu 10: Daß die Initiatoren der Einkaufszentren aus 
außereuropäischen Ländern kommen, ist bekannt, und 
daß diese an einer Ä nderung der Ladenschlußzeiten aus 
Rentabilitätsgründen interessiert sind, ist ebenfalls 
nichts Neues. Ein oder m ehrere Experimente dieser 
Art können aber nicht der Anlaß sein, ein Gesetz zu 
ändern, das für das gesamte Bundesgebiet Geltung 
hat.

Zu 11: Es ist durchaus nicht einzusehen, daß jeder Berufs­
tätige in der Zeit zwischen 17 und 18,30 Uhr an jedem 
Tag einkaufen muß. Die zunehmende Versorgung der 
H aushalte mit Kühlschränken ermöglicht eine durch­
aus auch aus anderen Gründen wünschenswerte Vor­
ratswirtschaft, Von der einkaufenden weiblichen Be­
völkerung sind 9,9 Mill, erw erbstätig und 13,9 Mill, 
nicht erwerbstätig. W enn von den 9,9 Mill, erw erbs­
tätigen Frauen- diejenigen herausgenommen werden, 
die von dem Gesetz nicht unm ittelbar betroffen sind, 
also mithelfende Familienangehörige, ledige Frauen 
unter 25 Jahren und Teilzeitbeschäftigte, so schrumpft 
diese Zahl auf 5,5 Mill. zusammen. Ihr stehen 2,2 Mill. 
Beschäftigte im Einzelhandel gegenüber. Es kann da­
her nicht die Rede davon sein, daß die Masse der ein­
kaufenden Bevölkerung durch das Ladenschlußgesetz in 
ihren Einkaufszeiten beschränkt ist, denn in  fast 70 %  
aller westdeutschen Betriebe w ird am Samstag nicht 
mehr gearbeitet. Ließen sich im übrigen all jene Kräf­
te, die sich um eine Gesetzesänderung bemühen, mit 
denen der Gewerkschaften und des Einzelhandels zu 
dem Entschluß vereinigen, durch Aufklärung zu er­
reichen, daß die nicht berufstätige Hausfrau ihre Ein­
käufe zu früheren Zeiten als zwischen 17 und 18,30 
Uhr erledigt, so stände den berufstätigen Frauen ge­
nügend Zeit für ihre Einkäufe zur Verfügung. Wenn 
heute die Lebensmittelgeschäfte bereits auch am Sams­
tag dazu übergehen, spätestens um 13 Uhr die Tür zu 
sdiließen, so hat es nicht zuletzt seinen Grund darin, 
daß ein Bedarf für eine Verlängerung der Öffnungs­
zeiten nicht gegeben ist. Zum Abschluß möchten wir 
noch darauf Hinweisen, daß alle drei Bundestagsfrak­
tionen kürzlich einmütig erklärt haben, daß sie an 
einer Änderung des Ladenschlußgesetzes nicht interes­
siert sind, weil dafür keine Notwendigkeit vorliegt. 

Deutsche Angestellten-Gewerkschafl, 
Bundesberufsgruppe Kaufmännische Angestellte 
i .A . Jutta Pajenkamp, Hamburg
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